
Sehr geehrte Leser*innen,

„die Wohnkrise ist da“, stellen vor weni-
gen Wochen Heinze/ Kurtenbach in ihrem 
gleichnamigen Buch „Die Wohnkrise“ fest. 
Diese Krise ist mehr ist als ein Mangel an 
Wohnraum; sie bedroht die Demokratie 
und den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft. 

Wohnen ist ein Grundrecht, bedeutet 
Sicherheit und ist die Basis für die eigene 
Lebensplanung. Gleichzeitig fehlt es an 
bezahlbarem Wohnraum. Junge Men-
schen mit geringem Einkommen, Ausbil-
dungsvergütung oder Transferleistungen 
haben auf dem freien Markt kaum eine 
Chance. Ein fremd klingender Name, ein 
unsicherer Aufenthaltsstatus oder fehlen-
de Bonitätsnachweise reichen oft, um aus-
sortiert zu werden. Wer kein Zuhause hat, 
kann sich kaum auf Schule, Ausbildung 
oder Beruf konzentrieren und schon gar 
nicht ein eigenständiges Leben aufbauen. 
Heinze/ Kurtenbach zeigen aber auch Aus-
wege aus der Wohnkrise auf: Es braucht 
das Zusammenwirken unterschiedlicher 
Partner, positive Szenarien, Fehlertoleranz 
und Offenheit. Dabei dürfen wir uns nicht 
von der Komplexität der Herausforderun-
gen beeinflussen lassen. Und es braucht 
langfristiges Denken und Handeln, dass 
weit über Legislaturperioden hinausgeht. 

Deshalb appelliere ich an die Landesregie-
rung: Stärken Sie den sozialen Wohnungs-
bau in NRW, fördern Sie Bau und Bindung, 
beziehen Sie gesellschaftliche Gruppen 
ein und berücksichtigen Sie besonders die 
Bedarfe junger Menschen.

Mit welchen konkreten Themen der 
Wohnkrise die Berater*innen der Jugend-
migrations-dienste (JMD) in ihrer täglichen 
Praxis konfrontiert sind, erfahren sie in 
dieser Ausgabe. 

Stefan Ewers 
Geschäftsführer

Ergebnisse eines Monitorings der 
Jugendmigrationsdienste

Christine Müller

Eine eigene Wohnung ist mehr als ein physi-
scher Ort zum Wohnen. Sie bietet Sicherheit, 
Privatheit und einen Lebensmittelpunkt und 
schafft damit grundlegende Voraussetzun-
gen für gesellschaftliche Teilhabe. Für junge 
Menschen besitzt diese Dimension eine 
besondere Bedeutung: Der Übergang in ein 
selbstständiges Erwachsenenleben ist regel-
mäßig mit der schrittweisen Verselbstständi-
gung von der Herkunftsfamilie, dem Eintritt 
in Ausbildung oder Studium, dem Übergang 
in Erwerbsarbeit und der Entwicklung eigen-
ständiger sozialer Netzwerke verbunden. 
Für (junge) zugewanderte Menschen können 
diese Übergänge mit zusätzlichen Herausfor-
derungen verbunden sein. Neben den allge-
meinen Bedingungen des Wohnungsmarktes 
können Sprachbarrieren, begrenzte finan-
zielle Ressourcen, unsichere aufenthalts-
rechtliche Situationen, fehlende familiäre 
Netzwerke oder Diskriminierung den Zugang 
zu Wohnraum erschweren.1 Die Wohnsitua-
tion steht dabei nicht isoliert neben ande-
ren Integrationsprozessen, sondern ist mit 
diesen eng verbunden und stellt damit auch 
eine zunehmend relevante Herausforderung 
für die Soziale Arbeit und insbesondere für 
die Jugendmigrationsdienste (JMD)2 dar. Die 
JMD begleiten bundesweit junge Menschen 
mit Migrationsgeschichte im Alter von 12 bis 
27 Jahren durch Beratung und Case Manage-
ment, insbesondere an den Übergängen von 
Schule, Ausbildung und Beruf. Ein aktuell 
durchgeführtes Monitoring untersucht aus 
Sicht der JMD-Fachkräfte die Wohnsituation 
junger Zugewanderter zwischen 18 und 27 
Jahren in Nordrhein-Westfalen sowie zentra-
le Problemlagen, Ursachen und Handlungs-
bedarfe.
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Die Leistungen zur Einglie-
derung im SGB II sowie der 
Eingliederungstitel im SGB III 
finanzieren zentrale Maßnah-
men zur beruflichen Integra-
tion junger Menschen. In den 
letzten Jahren kam es bereits 
zu erheblichen Kürzungen. 
2025 sinken die Eingliede-
rungsleistungen im SGB II 
nochmals um 450 Mio. Euro.

Armut ist nicht nur ein Man-
gel an Geld, sondern ein 
Mangeln an Chancen und 
gesellschaftlicher Teilhabe. 
Armut ist vor allem syste-
misch bedingt und betrifft 
zahlreiche Dimensionen des 
Lebens, die miteinander 
verzahnt sind. 

 

Eine eigene Wohnung 
ermöglicht Privatheit, 
Stabilität und Selbststän-
digkeit. Sie erleichtert den 
Aufbau sozialer Beziehun-
gen und schafft Voraus-
setzungen für Ausbildung 
und Erwerbsarbeit. Die 
Wohnsituation ist deshalb 
nicht nur Ergebnis sozialer 
Integration. Sie ist zugleich 
eine ihrer materiellen Vor-
aussetzungen.

Grundlage des Monitorings3 

Grundlage des Monitorings sind 65 Rück-
meldungen aus 72 JMD-Beratungsstellen in 
Nordrhein-Westfalen. Die Online-Befragung 
fand von Ende März bis Mitte Mai 2026 
statt. Die Rückmeldungen stammen aus 
dem Rheinland (21), dem Ruhrgebiet (13), 
Ostwestfalen-Lippe (11), Südwestfalen (7), 
dem Bergischen Land (6), dem Niederrhein 
(4) und weiteren Regionen (3). Die Bera-
tungsstellen verteilen sich auf Großstädte 
über 100.000 Einwohner*innen (31), Groß-
städte über 500.000 Einwohner*innen (11), 
Mittelstädte (15), ländliche Räume (6) und 
Kleinstädte (2). Sie beraten jährlich zwischen 
50 und 200 junge Menschen. In 51 der 65 
Stellen machen 18- bis 27-Jährige mehr als 
75 % der Beratenen aus.

Ergebnisse

Wohnen ist ein Kernthema der JMD-Bera-
tung

Wohnen ist für 60 von 65 Beratungsstellen 
(92 %) ein häufiges oder sehr häufiges Be-
ratungsthema. Damit ist die Wohnsituation 
kein Randthema, sondern eng mit zentralen 
Beratungsfeldern der JMD verknüpft. Beson-
ders relevant ist sie in den Übergängen von 
Schule, Ausbildung und Beruf sowie in ein 
selbstständiges Erwachsenenleben.

Eine insgesamt sehr schwierige und sich 
verschärfende Wohnsituation

Die Wohnsituation junger Zugewanderter 
wird von 62 der 65 Beratungsstellen (95 %) 
als schwierig oder sehr schwierig bewertet. 
Zugleich berichten 51 Stellen (78 %) von 
einer Verschlechterung in den vergangenen 
zwei Jahren; keine nimmt eine generelle Ver-
besserung wahr. Der Befund zeigt sich über 
unterschiedliche Sozialräume hinweg – von 
Groß- und Mittelstädten bis zu ländlichen 
Regionen. 

Zwischen eigener Wohnung, Unterbrin-
gung, verdeckter Wohnungslosigkeit4 und 
Obdachlosigkeit5

Die Wohnsituationen der beratenen jungen 
Menschen sind vielfältig. Besonders häufig 
nennen die Beratungsstellen kommunale 
Gemeinschaftsunterkünfte (54), das Woh-
nen bei der Herkunftsfamilie (45), eigene 
Wohnungen (34) und Jugendhilfeeinrichtun-
gen (33). Zugleich berichten 13 Beratungs-
stellen von jungen Menschen ohne feste 
Unterkunft. Drohende Wohnungslosigkeit 
begegnet 62 von 65 Beratungsstellen min-
destens gelegentlich. Klassische Obdachlo-
sigkeit wird dagegen deutlich seltener be-
obachtet. Die geringe Häufigkeit sichtbarer 
Obdachlosigkeit bedeutet jedoch nicht, dass 
Wohnungsnot für junge Zugewanderte eine 

geringe Rolle spielt, sondern dass sie sich 
weniger sichtbaren, vorgelagerten oder ver-
deckten Formen zeigt: 53 Beratungsstellen 
beobachten längere Aufenthalte in Gemein-
schaftsunterkünften, 34 Couchsurfing bei 
Freund*innen oder Bekannten, 26 überbe-
legte Wohnungen und 17 häufig wechselnde 
Unterkünfte. Damit wird die Wohnungsfrage 
auch zu einer Frage der sozialen Teilhabe.6 
Eine eigene Wohnung ermöglicht Privatheit, 
Stabilität und Selbstständigkeit. Sie erleich-
tert den Aufbau sozialer Beziehungen und 
schafft Voraussetzungen für Ausbildung 
und Erwerbsarbeit. Die Wohnsituation ist 
deshalb nicht nur Ergebnis sozialer Integra-
tion. Sie ist zugleich eine ihrer materiellen 
Voraussetzungen.7

Der selektive Wohnungsmarkt

Ein zentraler Befund des Monitorings ist die 
hohe Bedeutung von Diskriminierung bei 
der Wohnungssuche. 50 von 65 Beratungs-
stellen (77 %) berichten, dass junge Zuge-
wanderte häufig oder sehr häufig Benachtei-
ligungen auf dem Wohnungsmarkt erleben. 
Besonders häufig werden Absagen gegen-
über Leistungsbeziehenden (52), Benachtei-
ligungen aufgrund eines „ausländisch klin-
genden“ Namens oder des Aufenthaltsstatus 
(je 36) sowie aufgrund der Herkunft oder 
Staatsangehörigkeit (34) genannt. Hinzu 
kommen Benachteiligungen bei Wohnungs-
besichtigungen (29) und fehlende Bürg-
schaften (15). Die Ergebnisse decken sich 
mit Befunden der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes8, wonach rassistische Diskrimi-
nierung im Bereich Wohnen zu den häufigs-
ten Beschwerdegründen zählt. Besonders 
problematisch ist dabei das Zusammen-
wirken verschiedener Benachteiligungen: 
Junge Zugewanderte verfügen häufig über 
ein geringeres Einkommen, befinden sich in 
unsicheren aufenthaltsrechtlichen oder be-
ruflichen Situationen und verfügen zugleich 
über weniger etablierte soziale Netzwerke. 
Treffen diese Faktoren auf Diskriminierung 
bei der Wohnungsvergabe, kann sich der 
Zugang zum regulären Wohnungsmarkt 
erheblich verschärfen.9 Wohnungsnot ist 
damit nicht allein Ausdruck eines ange-
spannten Wohnungsmarktes, sondern auch 
sozialer Selektionsmechanismen.

Wohnungsnot wirkt sich auf Bildung, Ar-
beit und (psychische) Gesundheit aus

Nach Einschätzung der Fachkräfte hat Woh-
nungsnot erhebliche Folgen für Bildungs- 
und Erwerbsbiografien und reicht darüber 
hinaus weit in die persönliche Lebenssituati-
on der jungen Menschen hinein. Ein beson-
ders relevanter Befund betrifft die Auswir-
kungen auf Ausbildung, Arbeit und Studium. 
Insgesamt sehen 77 % der JMD häufige oder 



Fehlender bezahlbarer 
Wohnraum trifft auf 
geringe Einkommen, Diskri-
minierung und weitere 
Zugangshürden. Beson-
dere Bedeutung kommt 
dabei den Übergängen 
zu. Gerade dort können 
strukturelle Lücken dazu 
führen, dass junge Men-
schen aus bestehenden 
Unterstützungssystemen 
herausfallen.

sehr häufige Gefährdungen von Bildungs- 
und Erwerbsverläufen. Als konkrete Folgen 
werden besonders häufig psychische Belas-
tungen (56), Fehlzeiten (42), Verzögerungen 
beim Ausbildungsbeginn (36), Ausbildungs-
abbrüche (28) und der Verlust von Arbeits-
stellen (25) genannt. Weitere Folgen sind 
finanzielle Probleme (52), Probleme bei 
Behördenkontakten (40), gesundheitliche 
Belastungen (29) und soziale Isolation (25). 
Die Ergebnisse zeigen somit eine typische 
Kumulation von Problemlagen. Wohnungs-
not steht nicht isoliert, sondern kann andere 
soziale Probleme verstärken.10 Gerade für 
junge Zugewanderte kann dies herausfor-
dernd sein, weil sich viele gleichzeitig in 
Übergängen befinden: vom Bildungssystem 
in Ausbildung, von Ausbildung in Beschäfti-
gung, von Jugendhilfe in ein selbstständiges 
Leben oder von einer Unterbringung in eine 
eigene Wohnung. Unsichere Wohnverhält-
nisse können diese Übergänge destabilisie-
ren und sich so auf weitere Lebensbereiche 
auswirken.

Fehlender bezahlbarer Wohnraum als 
Kernursache

Als wichtigste Ursache nennen die Fachkräf-
te fehlenden bezahlbaren Wohnraum (58). 
Ebenfalls häufig genannt werden geringes 
Einkommen (55), Diskriminierung auf dem 
Wohnungsmarkt (49), Sprachbarrieren (43), 
ein unsicherer Aufenthaltsstatus (39) und 
fehlende soziale Netzwerke (36). Wohnungs-
not entsteht damit aus dem Zusammenspiel 
struktureller und individueller Faktoren. Eine 
Reduzierung des Problems auf mangelnde 
individuelle Kompetenzen bei der Woh-
nungssuche wird dieser Mehrdimensionali-
tät nicht gerecht.

Beratung kann strukturellen Wohnungs-
mangel nicht kompensieren

Die Fachkräfte können bei der Wohnungs-
suche unterstützen, Leistungsansprüche 
klären, Kontakte vermitteln und durch kom-
plexe Verfahren begleiten. Bei der Wohn-
raumversorgung stößt diese Unterstützung 
an Grenzen: Fehlender bezahlbarer Wohn-
raum, Zugangsbarrieren und fragmentierte 
Zuständigkeiten lassen sich im Einzelfall 
nicht überwinden.11 Zugleich macht die 
Beratung wiederkehrende strukturelle Prob-
leme sichtbar und schafft Ansatzpunkte für 
Netzwerkarbeit und politische Interessen-
vertretung. Das Monitoring verweist damit 
auf die Notwendigkeit, Case Management 
mit Netzwerkarbeit, Strukturentwicklung 
und Policy Practice zu verbinden. 

Wohnraumberatung ist Netzwerkarbeit

Wohnungsfragen werden bereits heute in 

enger Zusammenarbeit mit anderen Instituti-
onen bearbeitet. Besonders häufig kooperie-
ren die JMD mit der Wohnungslosenhilfe (53 
Beratungsstellen), Jobcentern (45), Woh-
nungsämtern (28), Wohnungsunternehmen 
(27), Jugendämtern (17) und dem Kommuna-
len Integrationsmanagement (16).

Die Ergebnisse unterstreichen, dass Wohn-
raumberatung rechtskreisübergreifende Ko-
operationen erfordert. Diese sind allerdings 
regional unterschiedlich ausgeprägt und 
teilweise ausbaufähig.

Was aus Sicht der Fachkräfte jetzt notwen-
dig ist

Die zentrale Forderung der befragten JMD 
ist mehr bezahlbarer Wohnraum (60 von 65 
Beratungsstellen), insbesondere für junge 
Menschen. 45 Stellen fordern zudem bessere 
Übergänge aus der Jugendhilfe in selbststän-
diges Wohnen. Als geeignete Ansätze werden 
unter anderem Jugend- und Azubiwohnen 
genannt, die Wohnraum mit sozialpäda-
gogischer Begleitung verbinden. Weitere 
Handlungsbedarfe betreffen eine bessere 
Kooperation zwischen JMD, KIM und Kommu-
nen (20) sowie eine intensivere Beratung und 
Begleitung (18). In den offenen Antworten 
werden zudem mehr öffentlich geförderter 
Wohnraum, kleinere Wohnungen und Wohn-
raum für größere Familien, Jugend- und Azu-
biwohnheime, die Förderung von Wohnge-
meinschaften sowie schnellere Verfahren bei 
Wohnberechtigungsscheinen und Wohngeld 
genannt. Für ländliche Räume wird außerdem 
eine bessere ÖPNV-Anbindung gefordert. 

Fazit

Das Monitoring zeigt: Wohnungsnot ist für die 
JMD kein Randthema, sondern eng mit sozia-
ler Teilhabe sowie Bildungs- und Erwerbs- 
chancen junger Zugewanderter verbunden. 
Fehlender bezahlbarer Wohnraum trifft auf 
geringe Einkommen, Diskriminierung und 
weitere Zugangshürden. Besondere Be-
deutung kommt dabei den Übergängen zu: 
vom Jugendhilfesystem in selbstständiges 
Wohnen, aus kommunalen Unterkünften in 
regulären Wohnraum sowie von Schule und 
Ausbildung in ein eigenständiges Erwach-
senenleben. Gerade an diesen Übergängen 
können strukturelle Lücken dazu führen, dass 
junge Menschen aus bestehenden Unterstüt-
zungssystemen herausfallen. Die Ergebnisse 
des Monitorings bestätigen einen konkre-
ten Bedarf an Wohnformen, die zwischen 
institutioneller Unterbringung und vollständig 
selbstständigem Wohnen vermitteln. Sie 
legen deshalb nahe, Wohnraumversorgung 
stärker als Bestandteil einer ganzheitlichen 
Integrations-, Jugend- und Sozialpolitik zu 
verstehen. Eine erfolgreiche Ausbildungs- 
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oder Arbeitsmarktintegration kann nicht 
unabhängig von der sozialen Infrastruktur 
betrachtet werden, in der junge Menschen 
leben. Kommunen, Land und Bund sind 
dementsprechend gefordert, bezahlbaren 
Wohnraum und geeignete Übergangsan-
gebote auszubauen und als Bestandteil 
einer nachhaltigen Teilhabeinfrastruktur zu 
betrachten. Wohnraum für junge Zugewan-
derte ist nicht lediglich eine Frage individu-
eller Unterstützung, sondern eine zentrale 
infrastrukturelle Voraussetzung für soziale 
Integration, Bildungs- und Arbeitsmarktteil-
habe sowie ein selbstbestimmtes Leben.
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